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X. Handelsgesetzbuch (HGB) [Auszug] 

Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1578) geändert worden ist.  
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 1 G v. 10.5.2016 I 1142 
[…] 
 

Erstes Buch 
Siebenter Abschnitt 

Handelsvertreter 

§ 84 
(1) Handelsvertreter ist, wer als selbständiger Gewerbetreibender ständig 
damit betraut ist, für einen anderen Unternehmer (Unternehmer) Geschäfte zu 
vermitteln oder in dessen Namen abzuschließen. Selbständig ist, wer im wesent-
lichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. 
(2) Wer, ohne selbständig im Sinne des Absatzes 1 zu sein, ständig damit 
betraut ist, für einen Unternehmer Geschäfte zu vermitteln oder in dessen Na-
men abzuschließen, gilt als Angestellter. 
(3) Der Unternehmer kann auch ein Handelsvertreter sein. 
(4) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Handelsvertreters nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

§ 85 
Jeder Teil kann verlangen, daß der Inhalt des Vertrags sowie spätere Vereinba-
rungen zu dem Vertrag in eine vom anderen Teil unterzeichnete Urkunde auf-
genommen werden. Dieser Anspruch kann nicht ausgeschlossen werden. 

§ 86 
(1) Der Handelsvertreter hat sich um die Vermittlung oder den Abschluß von 
Geschäften zu bemühen; er hat hierbei das Interesse des Unternehmers wahrzu-
nehmen. 
(2) Er hat dem Unternehmer die erforderlichen Nachrichten zu geben, na-
mentlich ihm von jeder Geschäftsvermittlung und von jedem Geschäftsabschluß 
unverzüglich Mitteilung zu machen. 
(3) Er hat seine Pflichten mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
wahrzunehmen. 
(4) Von den Absätzen 1 und 2 abweichende Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 86a 
(1) Der Unternehmer hat dem Handelsvertreter die zur Ausübung seiner 
Tätigkeit erforderlichen Unterlagen, wie Muster, Zeichnungen, Preislisten, 
Werbedrucksachen, Geschäftsbedingungen, zur Verfügung zu stellen. 
(2) Der Unternehmer hat dem Handelsvertreter die erforderlichen Nachrich-
ten zu geben. Er hat ihm unverzüglich die Annahme oder Ablehnung eines vom 
Handelsvertreter vermittelten oder ohne Vertretungsmacht abgeschlossenen 
Geschäfts und die Nichtausführung eines von ihm vermittelten oder abgeschlos-
senen Geschäfts mitzuteilen. Er hat ihn unverzüglich zu unterrichten, wenn er 
Geschäfte voraussichtlich nur in erheblich geringerem Umfange abschließen 
kann oder will, als der Handelsvertreter unter gewöhnlichen Umständen erwar-
ten konnte. 
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(3) Von den Absätzen 1 und 2 abweichende Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 86b 
(1) Verpflichtet sich ein Handelsvertreter, für die Erfüllung der Verbindlich-
keit aus einem Geschäft einzustehen, so kann er eine besondere Vergütung 
(Delkredereprovision) beanspruchen; der Anspruch kann im voraus nicht ausge-
schlossen werden. Die Verpflichtung kann nur für ein bestimmtes Geschäft oder 
für solche Geschäfte mit bestimmten Dritten übernommen werden, die der 
Handelsvertreter vermittelt oder abschließt. Die Übernahme bedarf der Schrift-
form. 
(2) Der Anspruch auf die Delkredereprovision entsteht mit dem Abschluß des 
Geschäfts. 
(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Unternehmer oder der Dritte seine Nieder-
lassung oder beim Fehlen einer solchen seinen Wohnsitz im Ausland hat. Er gilt 
ferner nicht für Geschäfte, zu deren Abschluß und Ausführung der Handelsver-
treter unbeschränkt bevollmächtigt ist. 

§ 87 
(1) Der Handelsvertreter hat Anspruch auf Provision für alle während des 
Vertragsverhältnisses abgeschlossenen Geschäfte, die auf seine Tätigkeit zu-
rückzuführen sind oder mit Dritten abgeschlossen werden, die er als Kunden für 
Geschäfte der gleichen Art geworben hat. Ein Anspruch auf Provision besteht 
für ihn nicht, wenn und soweit die Provision nach Absatz 3 dem ausgeschiede-
nen Handelsvertreter zusteht. 
(2) Ist dem Handelsvertreter ein bestimmter Bezirk oder ein bestimmter 
Kundenkreis zugewiesen, so hat er Anspruch auf Provision auch für die Ge-
schäfte, die ohne seine Mitwirkung mit Personen seines Bezirks oder seines 
Kundenkreises während des Vertragsverhältnisses abgeschlossen sind. Dies gilt 
nicht, wenn und soweit die Provision nach Absatz 3 dem ausgeschiedenen Han-
delsvertreter zusteht. 
(3) Für ein Geschäft, das erst nach Beendigung des Vertragsverhältnisses 
abgeschlossen ist, hat der Handelsvertreter Anspruch auf Provision nur, wenn 
1. er das Geschäft vermittelt hat oder es eingeleitet und so vorbereitet hat, daß 

der Abschluß überwiegend auf seine Tätigkeit zurückzuführen ist, und das 
Geschäft innerhalb einer angemessenen Frist nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses abgeschlossen worden ist oder 

2. vor Beendigung des Vertragsverhältnisses das Angebot des Dritten zum 
Abschluß eines Geschäfts, für das der Handelsvertreter nach Absatz 1 Satz 
1 oder Absatz 2 Satz 1 Anspruch auf Provision hat, dem Handelsvertreter 
oder dem Unternehmer zugegangen ist. 

Der Anspruch auf Provision nach Satz 1 steht dem nachfolgenden Handelsver-
treter anteilig zu, wenn wegen besonderer Umstände eine Teilung der Provision 
der Billigkeit entspricht. 
(4) Neben dem Anspruch auf Provision für abgeschlossene Geschäfte hat der 
Handelsvertreter Anspruch auf Inkassoprovision für die von ihm auftragsgemäß 
eingezogenen Beträge. 

§ 87a 
(1) Der Handelsvertreter hat Anspruch auf Provision, sobald und soweit der 
Unternehmer das Geschäft ausgeführt hat. Eine abweichende Vereinbarung 
kann getroffen werden, jedoch hat der Handelsvertreter mit der Ausführung des 
Geschäfts durch den Unternehmer Anspruch auf einen angemessenen Vorschuß, 
der spätestens am letzten Tag des folgenden Monats fällig ist. Unabhängig von 
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einer Vereinbarung hat jedoch der Handelsvertreter Anspruch auf Provision, 
sobald und soweit der Dritte das Geschäft ausgeführt hat. 
(2) Steht fest, daß der Dritte nicht leistet, so entfällt der Anspruch auf Provi-
sion; bereits empfangene Beträge sind zurückzugewähren. 
(3) Der Handelsvertreter hat auch dann einen Anspruch auf Provision, wenn 
feststeht, daß der Unternehmer das Geschäft ganz oder teilweise nicht oder 
nicht so ausführt, wie es abgeschlossen worden ist. Der Anspruch entfällt im 
Falle der Nichtausführung, wenn und soweit diese auf Umständen beruht, die 
vom Unternehmer nicht zu vertreten sind. 
(4) Der Anspruch auf Provision wird am letzten Tag des Monats fällig, in dem 
nach § 87c Abs. 1 über den Anspruch abzurechnen ist. 
(5) Von Absatz 2 erster Halbsatz, Absätzen 3 und 4 abweichende, für den 
Handelsvertreter nachteilige Vereinbarungen sind unwirksam. 

§ 87b 
(1) Ist die Höhe der Provision nicht bestimmt, so ist der übliche Satz als ver-
einbart anzusehen. 
(2) Die Provision ist von dem Entgelt zu berechnen, das der Dritte oder der 
Unternehmer zu leisten hat. Nachlässe bei Barzahlung sind nicht abzuziehen; 
dasselbe gilt für Nebenkosten, namentlich für Fracht, Verpackung, Zoll, Steuern, 
es sei denn, daß die Nebenkosten dem Dritten besonders in Rechnung gestellt 
sind. Die Umsatzsteuer, die lediglich auf Grund der steuerrechtlichen Vorschrif-
ten in der Rechnung gesondert ausgewiesen ist, gilt nicht als besonders in Rech-
nung gestellt. 
(3) Bei Gebrauchsüberlassungs- und Nutzungsverträgen von bestimmter 
Dauer ist die Provision vom Entgelt für die Vertragsdauer zu berechnen. Bei 
unbestimmter Dauer ist die Provision vom Entgelt bis zu dem Zeitpunkt zu 
berechnen, zu dem erstmals von dem Dritten gekündigt werden kann; der Han-
delsvertreter hat Anspruch auf weitere entsprechend berechnete Provisionen, 
wenn der Vertrag fortbesteht. 

§ 87c 
(1) Der Unternehmer hat über die Provision, auf die der Handelsvertreter 
Anspruch hat, monatlich abzurechnen; der Abrechnungszeitraum kann auf 
höchstens drei Monate erstreckt werden. Die Abrechnung hat unverzüglich, 
spätestens bis zum Ende des nächsten Monats, zu erfolgen. 
(2) Der Handelsvertreter kann bei der Abrechnung einen Buchauszug über 
alle Geschäfte verlangen, für die ihm nach § 87 Provision gebührt. 
(3) Der Handelsvertreter kann außerdem Mitteilung über alle Umstände 
verlangen, die für den Provisionsanspruch, seine Fälligkeit und seine Berech-
nung wesentlich sind. 
(4) Wird der Buchauszug verweigert oder bestehen begründete Zweifel an der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Abrechnung oder des Buchauszugs, so kann 
der Handelsvertreter verlangen, daß nach Wahl des Unternehmers entweder 
ihm oder einem von ihm zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer oder vereidigten 
Buchsachverständigen Einsicht in die Geschäftsbücher oder die sonstigen Ur-
kunden so weit gewährt wird, wie dies zur Feststellung der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Abrechnung oder des Buchauszugs erforderlich ist. 
(5) Diese Rechte des Handelsvertreters können nicht ausgeschlossen oder 
beschränkt werden. 
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§ 87d 
Der Handelsvertreter kann den Ersatz seiner im regelmäßigen Geschäftsbetrieb 
entstandenen Aufwendungen nur verlangen, wenn dies handelsüblich ist. 

§ 88 (weggefallen) 

§ 88a 
(1) Der Handelsvertreter kann nicht im voraus auf gesetzliche Zurückbehal-
tungsrechte verzichten. 
(2) Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses hat der Handelsvertreter ein 
nach allgemeinen Vorschriften bestehendes Zurückbehaltungsrecht an ihm zur 
Verfügung gestellten Unterlagen (§ 86a Abs. 1) nur wegen seiner fälligen An-
sprüche auf Provision und Ersatz von Aufwendungen. 

§ 89 
(1) Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, so kann es 
im ersten Jahr der Vertragsdauer mit einer Frist von einem Monat, im zweiten 
Jahr mit einer Frist von zwei Monaten und im dritten bis fünften Jahr mit einer 
Frist von drei Monaten gekündigt werden. Nach einer Vertragsdauer von fünf 
Jahren kann das Vertragsverhältnis mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt 
werden. Die Kündigung ist nur für den Schluß eines Kalendermonats zulässig, 
sofern keine abweichende Vereinbarung getroffen ist. 
(2) Die Kündigungsfristen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 können durch Verein-
barung verlängert werden; die Frist darf für den Unternehmer nicht kürzer sein 
als für den Handelsvertreter. Bei Vereinbarung einer kürzeren Frist für den 
Unternehmer gilt die für den Handelsvertreter vereinbarte Frist. 
(3) Ein für eine bestimmte Zeit eingegangenes Vertragsverhältnis, das nach 
Ablauf der vereinbarten Laufzeit von beiden Teilen fortgesetzt wird, gilt als auf 
unbestimmte Zeit verlängert. Für die Bestimmung der Kündigungsfristen nach 
Absatz 1 Satz 1 und 2 ist die Gesamtdauer des Vertragsverhältnisses maßgeblich. 

§ 89a 
(1) Das Vertragsverhältnis kann von jedem Teil aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Dieses Recht kann nicht 
ausgeschlossen oder beschränkt werden. 
(2) Wird die Kündigung durch ein Verhalten veranlaßt, das der andere Teil zu 
vertreten hat, so ist dieser zum Ersatz des durch die Aufhebung des Vertrags-
verhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.  

§ 89b 
(1) Der Handelsvertreter kann von dem Unternehmer nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses einen angemessenen Ausgleich verlangen, wenn und 
soweit 
1. der Unternehmer aus der Geschäftsverbindung mit neuen Kunden, die der 

Handelsvertreter geworben hat, auch nach Beendigung des Vertragsver-
hältnisses erhebliche Vorteile hat und 

2. die Zahlung eines Ausgleichs unter Berücksichtigung aller Umstände, 
insbesondere der dem Handelsvertreter aus Geschäften mit diesen Kunden 
entgehenden Provisionen, der Billigkeit entspricht. 

Der Werbung eines neuen Kunden steht es gleich, wenn der Handelsvertreter 
die Geschäftsverbindung mit einem Kunden so wesentlich erweitert hat, daß 
dies wirtschaftlich der Werbung eines neuen Kunden entspricht. 
(2) Der Ausgleich beträgt höchstens eine nach dem Durchschnitt der letzten 
fünf Jahre der Tätigkeit des Handelsvertreters berechnete Jahresprovision oder 
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sonstige Jahresvergütung; bei kürzerer Dauer des Vertragsverhältnisses ist der 
Durchschnitt während der Dauer der Tätigkeit maßgebend. 
(3) Der Anspruch besteht nicht, wenn 
1. der Handelsvertreter das Vertragsverhältnis gekündigt hat, es sei denn, daß 

ein Verhalten des Unternehmers hierzu begründeten Anlaß gegeben hat 
oder dem Handelsvertreter eine Fortsetzung seiner Tätigkeit wegen seines 
Alters oder wegen Krankheit nicht zugemutet werden kann, oder 

2. 2.der Unternehmer das Vertragsverhältnis gekündigt hat und für die Kün-
digung ein wichtiger Grund wegen schuldhaften Verhaltens des Handels-
vertreters vorlag oder 

3. auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Unternehmer und dem Han-
delsvertreter ein Dritter anstelle des Handelsvertreters in das Vertragsver-
hältnis eintritt; die Vereinbarung kann nicht vor Beendigung des Vertrags-
verhältnisses getroffen werden. 

(4) Der Anspruch kann im voraus nicht ausgeschlossen werden. Er ist inner-
halb eines Jahres nach Beendigung des Vertragsverhältnisses geltend zu ma-
chen. 
(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten für Versicherungsvertreter mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Geschäftsverbindung mit neuen Kunden, die der Handels-
vertreter geworben hat, die Vermittlung neuer Versicherungsverträge durch den 
Versicherungsvertreter tritt und der Vermittlung eines Versicherungsvertrages 
es gleichsteht, wenn der Versicherungsvertreter einen bestehenden Versiche-
rungsvertrag so wesentlich erweitert hat, daß dies wirtschaftlich der Vermitt-
lung eines neuen Versicherungsvertrages entspricht. Der Ausgleich des Versi-
cherungsvertreters beträgt abweichend von Absatz 2 höchstens drei Jahrespro-
visionen oder Jahresvergütungen. Die Vorschriften der Sätze 1 und 2 gelten 
sinngemäß für Bausparkassenvertreter. 

§ 90 
Der Handelsvertreter darf Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die ihm anver-
traut oder als solche durch seine Tätigkeit für den Unternehmer bekanntgewor-
den sind, auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht verwerten oder 
anderen mitteilen, soweit dies nach den gesamten Umständen der Berufsauffas-
sung eines ordentlichen Kaufmanns widersprechen würde. 

§ 90a 
(1) Eine Vereinbarung, die den Handelsvertreter nach Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses in seiner gewerblichen Tätigkeit beschränkt (Wettbewerbsab-
rede), bedarf der Schriftform und der Aushändigung einer vom Unternehmer 
unterzeichneten, die vereinbarten Bestimmungen enthaltenden Urkunde an den 
Handelsvertreter. Die Abrede kann nur für längstens zwei Jahre von der Been-
digung des Vertragsverhältnisses angetroffen werden; sie darf sich nur auf den 
dem Handelsvertreter zugewiesenen Bezirk oder Kundenkreis und nur auf die 
Gegenstände erstrecken, hinsichtlich deren sich der Handelsvertreter um die 
Vermittlung oder den Abschluß von Geschäften für den Unternehmer zu bemü-
hen hat. Der Unternehmer ist verpflichtet, dem Handelsvertreter für die Dauer 
der Wettbewerbsbeschränkung eine angemessene Entschädigung zu zahlen. 
(2) Der Unternehmer kann bis zum Ende des Vertragsverhältnisses schriftlich 
auf die Wettbewerbsbeschränkung mit der Wirkung verzichten, daß er mit dem 
Ablauf von sechs Monaten seit der Erklärung von der Verpflichtung zur Zah-
lung der Entschädigung frei wird. 
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(3) Kündigt ein Teil das Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund wegen 
schuldhaften Verhaltens des anderen Teils, kann er sich durch schriftliche Erklä-
rung binnen einem Monat nach der Kündigung von der Wettbewerbsabrede 
lossagen. 
(4) Abweichende für den Handelsvertreter nachteilige Vereinbarungen kön-
nen nicht getroffen werden. 

§ 91 
(1) § 55 gilt auch für einen Handelsvertreter, der zum Abschluß von Geschäf-
ten von einem Unternehmer bevollmächtigt ist, der nicht Kaufmann ist. 
(2) Ein Handelsvertreter gilt, auch wenn ihm keine Vollmacht zum Abschluß 
von Geschäften erteilt ist, als ermächtigt, die Anzeige von Mängeln einer Ware, 
die Erklärung, daß eine Ware zur Verfügung gestellt werde, sowie ähnliche 
Erklärungen, durch die ein Dritter seine Rechte aus mangelhafter Leistung 
geltend macht oder sich vorbehält, entgegenzunehmen; er kann die dem Unter-
nehmer zustehenden Rechte auf Sicherung des Beweises geltend machen. Eine 
Beschränkung dieser Rechte braucht ein Dritter gegen sich nur gelten zu lassen, 
wenn er sie kannte oder kennen mußte. 

§ 91a 
(1) Hat ein Handelsvertreter, der nur mit der Vermittlung von Geschäften 
betraut ist, ein Geschäft im Namen des Unternehmers abgeschlossen, und war 
dem Dritten der Mangel an Vertretungsmacht nicht bekannt, so gilt das Ge-
schäft als von dem Unternehmer genehmigt, wenn dieser nicht unverzüglich, 
nachdem er von dem Handelsvertreter oder dem Dritten über Abschluß und 
wesentlichen Inhalt benachrichtigt worden ist, dem Dritten gegenüber das Ge-
schäft ablehnt. 
(2) Das gleiche gilt, wenn ein Handelsvertreter, der mit dem Abschluß von 
Geschäften betraut ist, ein Geschäft im Namen des Unternehmers abgeschlossen 
hat, zu dessen Abschluß er nicht bevollmächtigt ist. 

§ 92 
(1) Versicherungsvertreter ist, wer als Handelsvertreter damit betraut ist, 
Versicherungsverträge zu vermitteln oder abzuschließen. 
(2) Für das Vertragsverhältnis zwischen dem Versicherungsvertreter und dem 
Versicherer gelten die Vorschriften für das Vertragsverhältnis zwischen dem 
Handelsvertreter und dem Unternehmer vorbehaltlich der Absätze 3 und 4. 
(3) In Abweichung von § 87 Abs. 1 Satz 1 hat ein Versicherungsvertreter 
Anspruch auf Provision nur für Geschäfte, die auf seine Tätigkeit zurückzufüh-
ren sind. § 87 Abs. 2 gilt nicht für Versicherungsvertreter. 
(4) Der Versicherungsvertreter hat Anspruch auf Provision (§ 87a Abs. 1), 
sobald der Versicherungsnehmer die Prämie gezahlt hat, aus der sich die Provi-
sion nach dem Vertragsverhältnis berechnet. 
(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß für Bausparkassen-
vertreter. 

§ 92a 
(1) Für das Vertragsverhältnis eines Handelsvertreters, der vertraglich nicht 
für weitere Unternehmer tätig werden darf oder dem dies nach Art und Umfang 
der von ihm verlangten Tätigkeit nicht möglich ist, kann das Bundesministeri-
um der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie nach Anhörung von Verbänden der Handelsvertreter und der Un-
ternehmer durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
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bedarf, die untere Grenze der vertraglichen Leistungen des Unternehmers fest-
setzen, um die notwendigen sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse dieser 
Handelsvertreter oder einer bestimmten Gruppe von ihnen sicherzustellen. Die 
festgesetzten Leistungen können vertraglich nicht ausgeschlossen oder be-
schränkt werden. 
(2) Absatz 1 gilt auch für das Vertragsverhältnis eines Versicherungsvertre-
ters, der auf Grund eines Vertrags oder mehrerer Verträge damit betraut ist, 
Geschäfte für mehrere Versicherer zu vermitteln oder abzuschließen, die zu 
einem Versicherungskonzern oder zu einer zwischen ihnen bestehenden Orga-
nisationsgemeinschaft gehören, sofern die Beendigung des Vertragsverhältnis-
ses mit einem dieser Versicherer im Zweifel auch die Beendigung des Vertrags-
verhältnisses mit den anderen Versicherern zur Folge haben würde. In diesem 
Falle kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, außerdem bestimmt werden, ob die festgesetzten Leistungen von allen 
Versicherern als Gesamtschuldnern oder anteilig oder nur von einem der Versi-
cherer geschuldet werden und wie der Ausgleich unter ihnen zu erfolgen hat. 

§ 92b 
(1) Auf einen Handelsvertreter im Nebenberuf sind §§ 89 und 89b nicht an-
zuwenden. Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, so 
kann es mit einer Frist von einem Monat für den Schluß eines Kalendermonats 
gekündigt werden; wird eine andere Kündigungsfrist vereinbart, so muß sie für 
beide Teile gleich sein. Der Anspruch auf einen angemessenen Vorschuß nach 
§ 87a Abs. 1 Satz 2 kann ausgeschlossen werden. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nur der Unternehmer berufen, der den Handels-
vertreter ausdrücklich als Handelsvertreter im Nebenberuf mit der Vermittlung 
oder dem Abschluß von Geschäften betraut hat. 
(3) Ob ein Handelsvertreter nur als Handelsvertreter im Nebenberuf tätig ist, 
bestimmt sich nach der Verkehrsauffassung. 
(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für Versicherungs-
vertreter und für Bausparkassenvertreter. 

§ 92c 
(1) Hat der Handelsvertreter seine Tätigkeit für den Unternehmer nach dem 
Vertrag nicht innerhalb des Gebietes der Europäischen Gemeinschaft oder der 
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum auszuüben, so kann hinsichtlich aller Vorschriften dieses Abschnittes 
etwas anderes vereinbart werden. 
(2) Das gleiche gilt, wenn der Handelsvertreter mit der Vermittlung oder dem 
Abschluß von Geschäften betraut wird, die die Befrachtung, Abfertigung oder 
Ausrüstung von Schiffen oder die Buchung von Passagen auf Schiffen zum 
Gegenstand haben. 
 

Achter Abschnitt 
Handelsmakler 

§ 93 
(1) Wer gewerbsmäßig für andere Personen, ohne von ihnen auf Grund eines 
Vertragsverhältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermittlung von Ver-
trägen über Anschaffung oder Veräußerung von Waren oder Wertpapieren, 
über Versicherungen, Güterbeförderungen, Schiffsmiete oder sonstige Gegen-
stände des Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte und Pflichten eines 
Handelsmaklers. 
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(2) Auf die Vermittlung anderer als der bezeichneten Geschäfte, insbesondere 
auf die Vermittlung von Geschäften über unbewegliche Sachen, finden, auch 
wenn die Vermittlung durch einen Handelsmakler erfolgt, die Vorschriften 
dieses Abschnitts keine Anwendung. 
(3) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Handelsmaklers nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

§ 94 
(1) Der Handelsmakler hat, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen oder 
der Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Ware davon entbindet, 
unverzüglich nach dem Abschluß des Geschäfts jeder Partei eine von ihm unter-
zeichnete Schlußnote zuzustellen, welche die Parteien, den Gegenstand und die 
Bedingungen des Geschäfts, insbesondere bei Verkäufen von Waren oder Wert-
papieren deren Gattung und Menge sowie den Preis und die Zeit der Lieferung, 
enthält. 
(2) Bei Geschäften, die nicht sofort erfüllt werden sollen, ist die Schlußnote 
den Parteien zu ihrer Unterschrift zuzustellen und jeder Partei die von der ande-
ren unterschriebene Schlußnote zu übersenden. 
(3) Verweigert eine Partei die Annahme oder Unterschrift der Schlußnote, so 
hat der Handelsmakler davon der anderen Partei unverzüglich Anzeige zu ma-
chen. 

§ 95 
(1) Nimmt eine Partei eine Schlußnote an, in der sich der Handelsmakler die 
Bezeichnung der anderen Partei vorbehalten hat, so ist sie an das Geschäft mit 
der Partei, welche ihr nachträglich bezeichnet wird, gebunden, es sei denn, daß 
gegen diese begründete Einwendungen zu erheben sind. 
(2) Die Bezeichnung der anderen Partei hat innerhalb der ortsüblichen Frist, 
in Ermangelung einer solchen innerhalb einer den Umständen nach angemesse-
nen Frist zu erfolgen. 
(3) Unterbleibt die Bezeichnung oder sind gegen die bezeichnete Person oder 
Firma begründete Einwendungen zu erheben, so ist die Partei befugt, den Han-
delsmakler auf die Erfüllung des Geschäfts in Anspruch zu nehmen. Der An-
spruch ist ausgeschlossen, wenn sich die Partei auf die Aufforderung des Han-
delsmaklers nicht unverzüglich darüber erklärt, ob sie Erfüllung verlange. 

§ 96 
Der Handelsmakler hat, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen oder der 
Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Ware davon entbindet, von 
jeder durch seine Vermittlung nach Probe verkauften Ware die Probe, falls sie 
ihm übergeben ist, so lange aufzubewahren, bis die Ware ohne Einwendung 
gegen ihre Beschaffenheit angenommen oder das Geschäft in anderer Weise 
erledigt wird. Er hat die Probe durch ein Zeichen kenntlich zu machen. 

§ 97 
Der Handelsmakler gilt nicht als ermächtigt, eine Zahlung oder eine andere im 
Vertrag bedungene Leistung in Empfang zu nehmen. 

§ 98 
Der Handelsmakler haftet jeder der beiden Parteien für den durch sein Ver-
schulden entstehenden Schaden. 
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§ 99 
Ist unter den Parteien nichts darüber vereinbart, wer den Maklerlohn bezahlen 
soll, so ist er in Ermangelung eines abweichenden Ortsgebrauchs von jeder 
Partei zur Hälfte zu entrichten. 

§ 100 
(1) Der Handelsmakler ist verpflichtet, ein Tagebuch zu führen und in dieses 
alle abgeschlossenen Geschäfte täglich einzutragen. Die Eintragungen sind nach 
der Zeitfolge zu bewirken; sie haben die in § 94 Abs. 1 bezeichneten Angaben zu 
enthalten. Das Eingetragene ist von dem Handelsmakler täglich zu unterzeich-
nen oder gemäß § 126a Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs elektronisch zu 
signieren. 
(2) Die Vorschriften der §§ 239 und 257 über die Einrichtung und Aufbewah-
rung der Handelsbücher finden auf das Tagebuch des Handelsmaklers Anwen-
dung. 

§ 101  
Der Handelsmakler ist verpflichtet, den Parteien jederzeit auf Verlangen Auszü-
ge aus dem Tagebuch zu geben, die von ihm unterzeichnet sind und alles enthal-
ten, was von ihm in Ansehung des vermittelten Geschäfts eingetragen ist. 

§ 102 
Im Laufe eines Rechtsstreits kann das Gericht auch ohne Antrag einer Partei die 
Vorlegung des Tagebuchs anordnen, um es mit der Schlußnote, den Auszügen 
oder anderen Beweismitteln zu vergleichen. 

§ 103 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Handelsmakler 
1. vorsätzlich oder fahrlässig ein Tagebuch über die abgeschlossenen Geschäf-

te zu führen unterläßt oder das Tagebuch in einer Weise führt, die dem 
§ 100 Abs. 1 widerspricht oder 

2. ein solches Tagebuch vor Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
vernichtet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden. 

§ 104 
Auf Personen, welche die Vermittlung von Warengeschäften im Kleinverkehr 
besorgen, finden die Vorschriften über Schlußnoten und Tagebücher keine 
Anwendung. Auf Personen, welche die Vermittlung von Versicherungs- oder 
Bausparverträgen übernehmen, sind die Vorschriften über Tagebücher nicht 
anzuwenden. 

 
Neunter Abschnitt 

Bußgeldvorschriften 

§ 104a Bußgeldvorschrift 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 8b 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 dort genannte Daten nicht, nicht richtig oder nicht vollstän-
dig übermittelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zwei-
hunderttausend Euro geahndet werden. 
(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 
[…] 
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Viertes Buch 
Dritter Abschnitt 

Kommissionsgeschäft 

§ 383 
(1) Kommissionär ist, wer es gewerbsmäßig übernimmt, Waren oder Wertpa-
piere für Rechnung eines anderen (des Kommittenten) in eigenem Namen zu 
kaufen oder zu verkaufen. 
(2) Die Vorschriften dieses Abschnittes finden auch Anwendung, wenn das 
Unternehmen des Kommissionärs nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert und die Firma des 
Unternehmens nicht nach § 2 in das Handelsregister eingetragen ist. In diesem 
Fall finden in Ansehung des Kommissionsgeschäfts auch die Vorschriften des 
Ersten Abschnittes des Vierten Buches mit Ausnahme der §§ 348 bis 350 An-
wendung. 

§ 384 
(1) Der Kommissionär ist verpflichtet, das übernommene Geschäft mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuführen; er hat hierbei das Interesse 
des Kommittenten wahrzunehmen und dessen Weisungen zu befolgen. 
(2) Er hat dem Kommittenten die erforderlichen Nachrichten zu geben, insbe-
sondere von der Ausführung der Kommission unverzüglich Anzeige zu machen; 
er ist verpflichtet, dem Kommittenten über das Geschäft Rechenschaft abzulegen 
und ihm dasjenige herauszugeben, was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt 
hat. 
(3) Der Kommissionär haftet dem Kommittenten für die Erfüllung des Ge-
schäfts, wenn er ihm nicht zugleich mit der Anzeige von der Ausführung der 
Kommission den Dritten namhaft macht, mit dem er das Geschäft abgeschlossen 
hat. 

§ 385 
(1) Handelt der Kommissionär nicht gemäß den Weisungen des Kommitten-
ten, so ist er diesem zum Ersatz des Schadens verpflichtet; der Kommittent 
braucht das Geschäft nicht für seine Rechnung gelten zu lassen. 
(2) Die Vorschriften des § 665 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleiben unbe-
rührt. 

§ 386 
(1) Hat der Kommissionär unter dem ihm gesetzten Preis verkauft oder hat er 
den ihm für den Einkauf gesetzten Preis überschritten, so muß der Kommittent, 
falls er das Geschäft als nicht für seine Rechnung abgeschlossen zurückweisen 
will, dies unverzüglich auf die Anzeige von der Ausführung des Geschäfts erklä-
ren; anderenfalls gilt die Abweichung von der Preisbestimmung als genehmigt. 
(2) Erbietet sich der Kommissionär zugleich mit der Anzeige von der Ausfüh-
rung des Geschäfts zur Deckung des Preisunterschieds, so ist der Kommittent 
zur Zurückweisung nicht berechtigt. Der Anspruch des Kommittenten auf den 
Ersatz eines den Preisunterschied übersteigenden Schadens bleibt unberührt. 

§ 387 
(1) Schließt der Kommissionär zu vorteilhafteren Bedingungen ab, als sie ihm 
von dem Kommittenten gesetzt worden sind, so kommt dies dem Kommittenten 
zustatten. 
(2) Dies gilt insbesondere, wenn der Preis, für welchen der Kommissionär 
verkauft, den von dem Kommittenten bestimmten niedrigsten Preis übersteigt 
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oder wenn der Preis, für welchen er einkauft, den von dem Kommittenten be-
stimmten höchsten Preis nicht erreicht. 

§ 388 
(1) Befindet sich das Gut, welches dem Kommissionär zugesendet ist, bei der 
Ablieferung in einem beschädigten oder mangelhaften Zustand, der äußerlich 
erkennbar ist, so hat der Kommissionär die Rechte gegen den Frachtführer oder 
Schiffer zu wahren, für den Beweis des Zustands zu sorgen und dem Kommit-
tenten unverzüglich Nachricht zu geben; im Falle der Unterlassung ist er zum 
Schadensersatz verpflichtet. 
(2) Ist das Gut dem Verderb ausgesetzt oder treten später Veränderungen an 
dem Gut ein, die dessen Entwertung befürchten lassen, und ist keine Zeit vor-
handen, die Verfügung des Kommittenten einzuholen, oder ist der Kommittent 
in der Erteilung der Verfügung säumig, so kann der Kommissionär den Verkauf 
des Gutes nach Maßgabe der Vorschriften des § 373 bewirken. 

§ 389 
Unterläßt der Kommittent über das Gut zu verfügen, obwohl er dazu nach Lage 
der Sache verpflichtet ist, so hat der Kommissionär die nach § 373 dem Verkäu-
fer zustehenden Rechte. 

§ 390 
(1) Der Kommissionär ist für den Verlust und die Beschädigung des in seiner 
Verwahrung befindlichen Gutes verantwortlich, es sei denn, daß der Verlust 
oder die Beschädigung auf Umständen beruht, die durch die Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns nicht abgewendet werden konnten. 
(2) Der Kommissionär ist wegen der Unterlassung der Versicherung des 
Gutes nur verantwortlich, wenn er von dem Kommittenten angewiesen war, die 
Versicherung zu bewirken. 

§ 391 
Ist eine Einkaufskommission erteilt, die für beide Teile ein Handelsgeschäft ist, 
so finden in bezug auf die Verpflichtung des Kommittenten, das Gut zu untersu-
chen und dem Kommissionär von den entdeckten Mängeln Anzeige zu machen, 
sowie in bezug auf die Sorge für die Aufbewahrung des beanstandeten Gutes 
und auf den Verkauf bei drohendem Verderb die für den Käufer geltenden Vor-
schriften der §§ 377 bis 379 entsprechende Anwendung. Der Anspruch des 
Kommittenten auf Abtretung der Rechte, die dem Kommissionär gegen den 
Dritten zustehen, von welchem er das Gut für Rechnung des Kommittenten 
gekauft hat, wird durch eine verspätete Anzeige des Mangels nicht berührt. 

§ 392 
(1) Forderungen aus einem Geschäft, das der Kommissionär abgeschlossen 
hat, kann der Kommittent dem Schuldner gegenüber erst nach der Abtretung 
geltend machen. 
(2) Jedoch gelten solche Forderungen, auch wenn sie nicht abgetreten sind, 
im Verhältnis zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär oder dessen 
Gläubigern als Forderungen des Kommittenten. 

§ 393 
(1) Wird von dem Kommissionär ohne Zustimmung des Kommittenten einem 
Dritten ein Vorschuß geleistet oder Kredit gewährt, so handelt der Kommissio-
när auf eigene Gefahr. 
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(2) Insoweit jedoch der Handelsgebrauch am Ort des Geschäfts die Stundung 
des Kaufpreises mit sich bringt, ist in Ermangelung einer anderen Bestimmung 
des Kommittenten auch der Kommissionär dazu berechtigt. 
(3) Verkauft der Kommissionär unbefugt auf Kredit, so ist er verpflichtet, dem 
Kommittenten sofort als Schuldner des Kaufpreises die Zahlung zu leisten. Wäre 
beim Verkauf gegen bar der Preis geringer gewesen, so hat der Kommissionär 
nur den geringeren Preis und, wenn dieser niedriger ist als der ihm gesetzte 
Preis, auch den Unterschied nach § 386 zu vergüten. 

§ 394 
(1) Der Kommissionär hat für die Erfüllung der Verbindlichkeit des Dritten, 
mit dem er das Geschäft für Rechnung des Kommittenten abschließt, einzu-
stehen, wenn dies von ihm übernommen oder am Ort seiner Niederlassung 
Handelsgebrauch ist. 
(2) Der Kommissionär, der für den Dritten einzustehen hat, ist dem Kommit-
tenten für die Erfüllung im Zeitpunkt des Verfalls unmittelbar insoweit verhaf-
tet, als die Erfüllung aus dem Vertragsverhältnis gefordert werden kann. Er 
kann eine besondere Vergütung (Delkredereprovision) beanspruchen. 

§ 395 
Ein Kommissionär, der den Ankauf eines Wechsels übernimmt, ist verpflichtet, 
den Wechsel, wenn er ihn indossiert, in üblicher Weise und ohne Vorbehalt zu 
indossieren. 

§ 396 
(1) Der Kommissionär kann die Provision fordern, wenn das Geschäft zur Aus-
führung gekommen ist. Ist das Geschäft nicht zur Ausführung gekommen, so 
hat er gleichwohl den Anspruch auf die Auslieferungsprovision, sofern eine 
solche ortsgebräuchlich ist; auch kann er die Provision verlangen, wenn die 
Ausführung des von ihm abgeschlossenen Geschäfts nur aus einem in der Per-
son des Kommittenten liegenden Grund unterblieben ist. 
(2) Zu dem von dem Kommittenten für Aufwendungen des Kommissionärs nach 
den §§ 670 und 675 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leistenden Ersatz gehört 
auch die Vergütung für die Benutzung der Lagerräume und der Beförderungs-
mittel des Kommissionärs. 

§ 397  
Der Kommissionär hat wegen der auf das Gut verwendeten Kosten, der Provisi-
on, der auf das Gut gegebenen Vorschüsse und Darlehen sowie der mit Rück-
sicht auf das Gut gezeichneten Wechsel oder in anderer Weise eingegangenen 
Verbindlichkeiten ein Pfandrecht an dem Kommissionsgut des Kommittenten 
oder eines Dritten, der dem Kauf oder Verkauf des Gutes zugestimmt hat. An 
dem Gut des Kommittenten hat der Kommissionär auch ein Pfandrecht wegen 
aller Forderungen aus laufender Rechnung in Kommissionsgeschäften. Das 
Pfandrecht nach den Sätzen 1 und 2 besteht jedoch nur an Kommissionsgut, das 
der Kommissionär im Besitz hat oder über das er mittels Konnossements, Lade-
scheins oder Lagerscheins verfügen kann. 

§ 398 
Der Kommissionär kann sich, auch wenn er Eigentümer des Kommissionsguts 
ist, für die in § 397 bezeichneten Ansprüche nach Maßgabe der für das Pfand-
recht geltenden Vorschriften aus dem Gut befriedigen. 
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§ 399 
Aus den Forderungen, welche durch das für Rechnung des Kommittenten ge-
schlossene Geschäft begründet sind, kann sich der Kommissionär für die in 
§ 397 bezeichneten Ansprüche vor dem Kommittenten und dessen Gläubigern 
befriedigen. 

§ 400 
(1) Die Kommission zum Einkauf oder zum Verkauf von Waren, die einen 
Börsen- oder Marktpreis haben, sowie von Wertpapieren, bei denen ein Börsen- 
oder Marktpreis amtlich festgestellt wird, kann, wenn der Kommittent nicht ein 
anderes bestimmt hat, von dem Kommissionär dadurch ausgeführt werden, daß 
er das Gut, welches er einkaufen soll, selbst als Verkäufer liefert oder das Gut, 
welches er verkaufen soll, selbst als Käufer übernimmt. 
(2) Im Falle einer solchen Ausführung der Kommission beschränkt sich die 
Pflicht des Kommissionärs, Rechenschaft über die Abschließung des Kaufes oder 
Verkaufs abzulegen, auf den Nachweis, daß bei dem berechneten Preis der zur 
Zeit der Ausführung der Kommission bestehende Börsen- oder Marktpreis ein-
gehalten ist. Als Zeit der Ausführung gilt der Zeitpunkt, in welchem der Kom-
missionär die Anzeige von der Ausführung zur Absendung an den Kommitten-
ten abgegeben hat. 
(3) Ist bei einer Kommission, die während der Börsen- oder Marktzeit auszu-
führen war, die Ausführungsanzeige erst nach dem Schluß der Börse oder des 
Marktes zur Absendung abgegeben, so darf der berechnete Preis für den Kom-
mittenten nicht ungünstiger sein als der Preis, der am Schluß der Börse oder des 
Marktes bestand. 
(4) Bei einer Kommission, die zu einem bestimmten Kurs (erster Kurs, Mittel-
kurs, letzter Kurs) ausgeführt werden soll, ist der Kommissionär ohne Rücksicht 
auf den Zeitpunkt der Absendung der Ausführungsanzeige berechtigt und ver-
pflichtet, diesen Kurs dem Kommittenten in Rechnung zu stellen. 
(5) Bei Wertpapieren und Waren, für welche der Börsen- oder Marktpreis 
amtlich festgestellt wird, kann der Kommissionär im Falle der Ausführung der 
Kommission durch Selbsteintritt dem Kommittenten keinen ungünstigeren Preis 
als den amtlich festgestellten in Rechnung stellen. 

§ 401 
(1) Auch im Falle der Ausführung der Kommission durch Selbsteintritt hat 
der Kommissionär, wenn er bei Anwendung pflichtmäßiger Sorgfalt die Kom-
mission zu einem günstigeren als dem nach § 400 sich ergebenden Preise aus-
führen konnte, dem Kommittenten den günstigeren Preis zu berechnen. 
(2) Hat der Kommissionär vor der Absendung der Ausführungsanzeige aus 
Anlaß der erteilten Kommission an der Börse oder am Markt ein Geschäft mit 
einem Dritten abgeschlossen, so darf er dem Kommittenten keinen ungünstige-
ren als den hierbei vereinbarten Preis berechnen. 

§ 402 
Die Vorschriften des § 400 Abs. 2 bis 5 und des § 401 können nicht durch Ver-
trag zum Nachteil des Kommittenten abgeändert werden. 

§ 403 
Der Kommissionär, der das Gut selbst als Verkäufer liefert oder als Käufer über-
nimmt, ist zu der gewöhnlichen Provision berechtigt und kann die bei Kommis-
sionsgeschäften sonst regelmäßig vorkommenden Kosten berechnen. 
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§ 404 
Die Vorschriften der §§ 397 und 398 finden auch im Falle der Ausführung der 
Kommission durch Selbsteintritt Anwendung. 

§ 405 
(1) Zeigt der Kommissionär die Ausführung der Kommission an, ohne aus-
drücklich zu bemerken, daß er selbst eintreten wolle, so gilt dies als Erklärung, 
daß die Ausführung durch Abschluß des Geschäfts mit einem Dritten für Rech-
nung des Kommittenten erfolgt sei. 
(2) Eine Vereinbarung zwischen dem Kommittenten und dem Kommissionär, 
daß die Erklärung darüber, ob die Kommission durch Selbsteintritt oder durch 
Abschluß mit einem Dritten ausgeführt sei, später als am Tag der Ausführungs-
anzeige abgegeben werden dürfe, ist nichtig. 
(3) Widerruft der Kommittent die Kommission und geht der Widerruf dem 
Kommissionär zu, bevor die Ausführungsanzeige zur Absendung abgegeben ist, 
so steht dem Kommissionär das Recht des Selbsteintritts nicht mehr zu. 

§ 406 
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts kommen auch zur Anwendung, wenn 
ein Kommissionär im Betrieb seines Handelsgewerbes ein Geschäft anderer als 
der in § 383 bezeichneten Art für Rechnung eines anderen im eigenen Namen zu 
schließen übernimmt. Das gleiche gilt, wenn ein Kaufmann, der nicht Kommis-
sionär ist, im Betrieb seines Handelsgewerbes ein Geschäft in der bezeichneten 
Weise zu schließen übernimmt. 
(2) Als Einkaufs- und Verkaufskommission im Sinne dieses Abschnitts gilt 
auch eine Kommission, welche die Lieferung einer nicht vertretbaren bewegli-
chen Sache, die aus einem von dem Unternehmer zu beschaffenden Stoff herzu-
stellen ist, zum Gegenstand hat. 
[…] 

 
Fünfter Abschnitt 
Speditionsgeschäft 

§ 453 Speditionsvertrag 
(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spediteur verpflichtet, die Versen-
dung des Gutes zu besorgen. 
(2) Der Versender wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 
(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Besorgung der 
Versendung zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. Erfordert 
das Unternehmen nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise einge-
richteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht 
nach § 2 in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Spediti-
onsgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten 
Buches ergänzend anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 bis 350. 

§ 454 Besorgung der Versendung 
(1) Die Pflicht, die Versendung zu besorgen, umfaßt die Organisation der Beför-
derung, insbesondere 
1. die Bestimmung des Beförderungsmittels und des Beförderungsweges, 
2. die Auswahl ausführender Unternehmer, den Abschluß der für die Versen-

dung erforderlichen Fracht-, Lager- und Speditionsverträge sowie die Ertei-
lung von Informationen und Weisungen an die ausführenden Unternehmer 
und 
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3. die Sicherung von Schadensersatzansprüchen des Versenders. 
(2) Zu den Pflichten des Spediteurs zählt ferner die Ausführung sonstiger 
vereinbarter auf die Beförderung bezogener Leistungen wie die Versicherung 
und Verpackung des Gutes, seine Kennzeichnung und die Zollbehandlung. Der 
Spediteur schuldet jedoch nur den Abschluß der zur Erbringung dieser Leistun-
gen erforderlichen Verträge, wenn sich dies aus der Vereinbarung ergibt. 
(3) Der Spediteur schließt die erforderlichen Verträge im eigenen Namen 
oder, sofern er hierzu bevollmächtigt ist, im Namen des Versenders ab. 
(4) Der Spediteur hat bei Erfüllung seiner Pflichten das Interesse des Versen-
ders wahrzunehmen und dessen Weisungen zu befolgen. 

§ 455 Behandlung des Gutes, Begleitpapiere, Mitteilungs- und Aus-
kunftspflichten 
(1) Der Versender ist verpflichtet, das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken 
und zu kennzeichnen und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Aus-
künfte zu erteilen, deren der Spediteur zur Erfüllung seiner Pflichten bedarf. Soll 
gefährliches Gut versendet werden, so hat der Versender dem Spediteur recht-
zeitig in Textform die genaue Art der Gefahr und, soweit erforderlich, zu ergrei-
fende Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. 
(2) Der Versender hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Spediteur 
Schäden und Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht werden durch 
1. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung, 
2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes oder 
3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Urkunden oder Auskünfte, 

die für eine amtliche Behandlung des Gutes erforderlich sind. § 414 Absatz 
2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Ist der Versender ein Verbraucher, so hat er dem Spediteur Schäden und 
Aufwendungen nach Absatz 2 nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft. 

§ 456 Fälligkeit der Vergütung 
Die Vergütung ist zu zahlen, wenn das Gut dem Frachtführer oder Verfrachter 
übergeben worden ist. 

§ 457 Forderungen des Versenders 
Der Versender kann Forderungen aus einem Vertrag, den der Spediteur für 
Rechnung des Versenders im eigenen Namen abgeschlossen hat, erst nach der 
Abtretung geltend machen. Solche Forderungen sowie das in Erfüllung solcher 
Forderungen Erlangte gelten jedoch im Verhältnis zu den Gläubigern des Spedi-
teurs als auf den Versender übertragen. 

§ 458 Selbsteintritt 
Der Spediteur ist befugt, die Beförderung des Gutes durch Selbsteintritt auszu-
führen. Macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich der Beför-
derung die Rechte und Pflichten eines Frachtführers oder Verfrachters. In die-
sem Fall kann er neben der Vergütung für seine Tätigkeit als Spediteur die ge-
wöhnliche Fracht verlangen. 

§ 459 Spedition zu festen Kosten 
Soweit als Vergütung ein bestimmter Betrag vereinbart ist, der Kosten für die 
Beförderung einschließt, hat der Spediteur hinsichtlich der Beförderung die 
Rechte und Pflichten eines Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fall hat er 
Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendungen nur, soweit dies üblich ist. 
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§ 460 Sammelladung 
(1) Der Spediteur ist befugt, die Versendung des Gutes zusammen mit Gut 
eines anderen Versenders auf Grund eines für seine Rechnung über eine Sam-
melladung geschlossenen Frachtvertrages zu bewirken. 
(2) Macht der Spediteur von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich 
der Beförderung in Sammelladung die Rechte und Pflichten eines Frachtführers 
oder Verfrachters. In diesem Fall kann der Spediteur eine den Umständen nach 
angemessene Vergütung verlangen, höchstens aber die für die Beförderung des 
einzelnen Gutes gewöhnliche Fracht. 

§ 461 Haftung des Spediteurs 
(1) Der Spediteur haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädi-
gung des in seiner Obhut befindlichen Gutes entsteht. Die §§ 426, 427, 429, 430, 
431 Abs. 1, 2 und 4, die §§ 432, 434 bis 436 sind entsprechend anzuwenden. 
(2) Für Schaden, der nicht durch Verlust oder Beschädigung des in der Obhut 
des Spediteurs befindlichen Gutes entstanden ist, haftet der Spediteur, wenn er 
eine ihm nach § 454 obliegende Pflicht verletzt. Von dieser Haftung ist er befreit, 
wenn der Schaden durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht abge-
wendet werden konnte. 
(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verhalten des Versenders oder 
ein besonderer Mangel des Gutes mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum 
Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit diese 
Umstände zu dem Schaden beigetragen haben. 

§ 462 Haftung für andere 
Der Spediteur hat Handlungen und Unterlassungen seiner Leute in gleichem 
Umfang zu vertreten wie eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn die 
Leute in Ausübung ihrer Verrichtungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen 
und Unterlassungen anderer Personen, deren er sich bei Erfüllung seiner Pflicht, 
die Versendung zu besorgen, bedient. 

§ 463 Verjährung 
Auf die Verjährung der Ansprüche aus einer Leistung, die den Vorschriften 
dieses Abschnitts unterliegt, ist § 439 entsprechend anzuwenden. 

§ 464 Pfandrecht des Spediteurs 
Der Spediteur hat für alle Forderungen aus dem Speditionsvertrag ein Pfand-
recht an dem ihm zur Versendung übergebenen Gut des Versenders oder eines 
Dritten, der der Versendung des Gutes zugestimmt hat. An dem Gut des Versen-
ders hat der Spediteur auch ein Pfandrecht für alle unbestrittenen Forderungen 
aus anderen mit dem Versender abgeschlossenen Speditions-, Fracht-, Seefracht- 
und Lagerverträgen. § 440 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 bis 4 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 465 Nachfolgender Spediteur 
(1) Wirkt an einer Beförderung neben dem Frachtführer auch ein Spediteur 
mit und hat dieser die Ablieferung zu bewirken, so ist auf den Spediteur § 441 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 
(2) Wird ein vorhergehender Frachtführer oder Spediteur von einem nachfol-
genden Spediteur befriedigt, so gehen Forderung und Pfandrecht des ersteren 
auf den letzteren über. 
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§ 466 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
(1) Soweit der Speditionsvertrag nicht die Versendung von Briefen oder 
briefähnlichen Sendungen zum Gegenstand hat, kann von den Haftungsvor-
schriften in § 455 Absatz 2 und 3, § 461 Absatz 1 sowie in den §§ 462 und 463 
nur durch Vereinbarung abgewichen werden, die im Einzelnen ausgehandelt 
wird, auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwischen 
denselben Vertragsparteien getroffen wird. 
(2) Abweichend von Absatz 1 kann die vom Spediteur zu leistende Entschädi-
gung wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes auch durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen auf einen anderen als den in § 431 Absatz 1 und 2 vorge-
sehenen Betrag begrenzt werden, wenn dieser Betrag 
1. zwischen 2 und 40 Rechnungseinheiten liegt und der Verwender der vor-

formulierten Vertragsbedingungen seinen Vertragspartner in geeigneter 
Weise darauf hinweist, dass diese einen anderen als den gesetzlich vorge-
sehenen Betrag vorsehen, oder 

2. für den Verwender der vorformulierten Vertragsbedingungen ungünstiger 
ist als der in § 431 Absatz 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

Ferner kann durch vorformulierte Vertragsbedingungen die vom Versender 
nach § 455 Absatz 2 oder 3 zu leistende Entschädigung der Höhe nach be-
schränkt werden. 
(3) Von § 458 Satz 2, § 459 Satz 1 und § 460 Absatz 2 Satz 1 kann nur insoweit 
durch vertragliche Vereinbarung abgewichen werden, als die darin in Bezug 
genommenen Vorschriften abweichende Vereinbarungen zulassen. 
(4) Ist der Versender ein Verbraucher, so kann in keinem Fall zu seinem 
Nachteil von den in Absatz 1 genannten Vorschriften abgewichen werden, es sei 
denn, der Speditionsvertrag hat die Beförderung von Briefen oder briefähnlichen 
Sendungen zum Gegenstand. 
(5) Unterliegt der Speditionsvertrag ausländischem Recht, so sind die Absätze 
1 bis 4 gleichwohl anzuwenden, wenn nach dem Vertrag sowohl der Ort der 
Übernahme als auch der Ort der Ablieferung des Gutes im Inland liegen. 
[…] 
 




